Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 3703 


28. 05. 75 


Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Höcherl, Dr. Aithammer, Dr. Häfele, 
Dr. von Bockeiberg und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Haushaltsentwicklung des Bundes 1975 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Aufgrund der sich immer alarmierender verschlechternden 
Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg muß- 
ten nach Abschluß der Ausschußberatungen des Bundes- 
haushalts 1975 zusätzliche Mittel zur Aufrechterhaltung der 
Zahlungsfähigkeit der Bundesanstalt von insgesamt 3,2 
Mrd. DM bereitgestellt werden. Bei der Bemessung dieses 
Betrages wurde von folgenden Annahmen im Jahresdurch- 
schnitt 1975 ausgegangen: 

- 730 000 Arbeitslose, 

- 400 000 Kurzarbeiter, 

- 1 10 000 Empfänger von Unterhaltsgeld. 

Mittlerweile wird erkennbar, daß entgegen den optimisti- 
schen Aufschwungparolen, die in den letzten Landtagswahl- 
kämpfen verbreitet wurden, selbst diese Horrorzahlen noch 
überschritten werden. Die für das ganze Jahr vorgesehenen 

3,2 Mrd. DM mußte die Nürnberger Bundesanstalt bereits 
bis Anfang Mai in voller Höhe in Anspruch nehmen. 

1.1 Von wieviel Arbeitslosen, Kurzarbeitern und Empfän- 
gern von Unterhaltsgeld im Jahresdurchschnitt ist nach 
der neuesten Vorausschätzung des Arbeitskreises „Ge- 
samtwirtschaftliche Vorausschätzungen" auszugehen? 

1.2 Um welchen Betrag vergrößert sich danach voraussicht- 
lich das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit gegenüber 
den im Bundeshaushalt 1975 angenommenen 3,2 Mrd. 
DM? 

1.3 Wie wird die Bundesregierung dieses Defizit finan- 
zieren? 

1.3.1 Welche Beträge sind dafür bereits bis zur Beant- 
wortung dieser Anfrage über die im Bundeshaus- 
haltsplan bereitgestellten 3,2 Mrd. DM hinaus 
vom Bundesminister der Finanzen überplan- 
mäßig bewilligt worden? 

1.3.2 Inwieweit müssen noch darüber ninaus in die- 
sem Jahr aus heutiger Sicht zusätzliche Bundes- 
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mittel der Bundesanstalt zur Verfügung gestellt 
werden? 

2. Bei der letzten Steuerschätzung im März diesen Jahres, die 
bereits erhebliche Steuerausfälle gegenüber der vorher- 
gehenden Schätzung sichtbar machte, wurde ein nominales 
Wachstum des Sozialprodukts von 8V2 v. H. und ein reales 
Wachstum (also ohne Preissteigerungen) von etwa 2 v. H. 
zugrunde gelegt. Mittlerweile rechnet die Regierung nach 
Pressemeldungen aufgrund der Ergebnisse des Arbeitskrei- 
ses „Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen'' überhaupt 
nicht mehr mit einem realen Wachstum. Das vor den jüng- 
sten Landtags wählen immer wieder abgegebene Verspre- 
chen, im Frühsommer gehe es aufwärts, ist damit durch die 
Regierung aufgegeben. Der Bundesminister für Wirtschaft 
hat mittlerweile sogar ein Minuswachstum für das Gesamt- 
jahr 1975 nicht mehr ausgeschlossen. 

2.1 Wie hoch ist das nominale und das reale Wachstum 
nach den Schätzungen des Arbeitskreises „Gesamtwirt- 
schaftliche Vorausschätzungen" aus heutiger Sicht für 
das Gesamtjahr 1975? 

2.2 Welche Steuerausfälle (Größenordnung) sind danach 
für die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden 
insgesamt und für den Bund (auf der Grundlage der 
Steuerverteilung nach geltendem Recht, also ohne Revi- 
sionsklausel) insbesondere zu erwarten? 

3. Seit Monaten hat der Bundesminister der Finanzen eine 
Neuschätzung der Steuereinnahmen durch den Arbeitskreis 
„Steuerschätzung" für Anfang Juni angekündigt. Nach 
Pressemeldungen hat er jedoch die für den 10. /ll. Juni ge- 
plante Steuerschätzung abgesagt und als Begründung den 
bisher noch nicht beigelegten Steuerstreit zwischen Bund 
und Ländern über die Finanzierung der sog. Steuerreform 
angeführt. 

Inwiefern sieht die Bundesregierung darin einen hin- 
reichenden Grund für die Verschiebung der Steuer- 
schätzung? 

4. Der Bund fordert von den Ländern eine Beteiligung an den 
Kosten der sog. Steuerreform durch Überlassung eines 
erhöhten Bundesanteils an der Umsatzsteuer für 1975 von 
rd, 5,3 Mrd. DM. 

4.1 Wie hoch ist das Gegenangebot der Länder? 

4.2 Der für Haushaltsfragen zuständige Parlamentarische 
Staatssekretär des Bundesministers der Finanzen hat 
kürzlich gegenüber Journalisten zu erkennen gegeben, 
daß nach seiner Meinung der Bund in dieser Ausein- 
andersetzung nachgeben und von der bisherigen Forde- 
rung mindestens 1 bis 2 Mrd. DM absetzen müsse. 
Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dieser Meinung? 
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5. Zur Deckung der immer größer werdenden Verluste der 
Bundesbahn ist im Bundeshaushaltsplan 1975 (neben sog. 
erfolgswirksamen Zuwendungen, Investitionszuschüssen 
und Schuldendiensthilfen) eine Liquiditätshilfe von rd. 

2,3 Mrd. DM vorgesehen. 

5.1 Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung aus 
heutiger Sicht den Verlust der Bundesbahn im Ge- 
samt jahr 1975? 

5.2 Wie hoch war der durch Liquiditätszuwendungen nicht 
gedeckte Verlustvortrag zum Jahresende 1974? 

5.3 Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung den 
durch Liquiditätszuwendungen nicht gedeckten Ver- 
lustvortrag zum Jahresende 1975? 

5.4 Zum Jahreswechsel 1973/74 hielt der damalige Bundes- 
minister der Finanzen eine überplanmäßige Liquidi- 
tätszuwendung an die Bundesbahn in Höhe von insge- 
samt 1350 Mio DM mit der Begründung für „unabweis- 
bar", daß sonst die Liquidität der Deutschen Bundes- 
bahn nicht aufrechterhalten werden könne und der 
nicht mit Liquiditätshilfen des Bundes gedeckte Ver- 
lustvortrag aus Vorjahren auf mehr als 1,9 Mrd. DM 
anwachse (vgl. Drucksache 7/1658). 

Mit welcher Begründung rechtfertigt es die Bundes- 
regierung heute, einen zum Jahresende 1975 voraus- 
sichtlich mehr als doppelt so hohen Verlustvortrag hin- 
zunehmen, ohne dafür zusätzliche Liquiditätshilfen 
„unabweisbar" zur Verfügung stellen zu müssen? 

6. Welche sonstigen Mehrbelastungen des Bundeshaushalts 
1975 von finanziellem Gewicht sind aus heutiger Sicht er- 
kennbar (z. B. für den Schuldendienst, für die Leistungen an 
die Europäischen Gemeinschaften usw.)? 

7. Wie gedenkt die Bundesregierung die sich abzeichnenden 
Mehrbelastungen des Bundes im Rechnungsjahr 1975 zu 
finanzieren? 

Insbesondere: 

7.1 Inwieweit können zum Ausgleich der Mehrbelastungen 
Ausgaben gegenüber dem bisherigen Haushaltsplan 
gekürzt werden? 

7.2 Inwieweit wird die noch nicht verplante Rücklage des 
Bundes bei der Bundesbank (2,5 Mrd. DM) in Anspruch 
genommen? 

7.3 Inwieweit wird die Regierung zusätzliche Schulden 
aufnehmen? 

8. Wird die Bundesregierung (wann?) einen Nachtragshaus- 
halt für 1975 vorlegen? 


Bonn, den 28. Mai 1975 
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Strauß 

Leicht 

Höcherl 

Dr. Althammer 

Dr. Häfele 

Dr. von Bockelberg 

Carstens, Stückten und Fraktion 
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